


Holger Philipps

Rechnungslegung nach BilMoG



Holger Philipps

Rechnungslegung    
nach BilMoG
Kurzkommentar 
zum Jahresabschluss 
und Lagebericht 
nach neuem Bilanzrecht



Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der 

Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über 

<http://dnb.d-nb.de> abrufbar.

1. Auflage 2010

Alle Rechte vorbehalten

© Gabler | GWV Fachverlage GmbH, Wiesbaden 2010

Lektorat: RA Andreas Funk

Gabler ist Teil der Fachverlagsgruppe Springer Science+Business Media.

www.gabler.de 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede 

Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne 

Zustimmung des Verlags unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für 

Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und 

Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Die Wiedergabe von Gebrauchsnamen, Handelsnamen, Warenbezeichnungen usw. in diesem Werk  

berechtigt auch ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der Annahme, dass solche Namen im Sinne der 

Warenzeichen- und Markenschutz-Gesetzgebung als frei zu betrachten wären und daher von jedermann 

benutzt werden dürften.

Umschlaggestaltung: KünkelLopka Medienentwicklung, Heidelberg

Druck und buchbinderische Verarbeitung: Ten Brink, Meppel

Gedruckt auf säurefreiem und chlorfrei gebleichtem Papier

Printed in the Netherlands

ISBN 978-3-8349-1539-9



5

Vorwort

Seit dem Gang der damaligen Daimler-Benz AG an die New Yorker Börse im Jahr 1993 hat die in-
ternationale Rechnungslegung in Deutschland Einzug gehalten und wurde später in verschiedenen 
Etappen im deutschen Bilanzrecht verankert. Gleichwohl bislang verpflichtend nur für den Kon-
zernabschluss von kapitalmarktorientierten Unternehmen, der seit Umsetzung der EU-Rechnungs-
legungsverordnung mit dem Bilanzrechtsreformgesetz aus dem Jahr 2004 nach den IFRS aufzustel-
len ist. 
Aufgrund dieser Entwicklung und flankiert auch durch die mit Inkrafttreten von „Basel II“ im Jahr 
2006 (nach bereits im Jahr 1999 begonnenen Diskussionen) geänderten Finanzierungsregeln und 
Informationsanforderungen der Kreditinstitute kam indes auch der Mittelstand zunehmend unter 
Druck, internationale Rechnungslegungsgrundsätze in Form der IFRS anzuwenden. Denn die deut-
sche, im HGB kodifizierte Rechnungslegung verlor insbesondere aufgrund ihrer zahlreichen Bilan-
zierungs- und Bewertungswahlrechte und damit einhergehender geringer Aussagekraft, aufgrund 
des Ansatzes historischer Wert statt Zeitwerte und aufgrund der mitunter starken steuerlichen Ein-
flüsse infolge der umgekehrten Maßgeblichkeit, international zunehmend an Akzeptanz. 
Diese Nachteile der bisherigen HGB-Rechnungslegung werden häufig zwar als Vorteile der Rech-
nungslegung nach IFRS genannt. Gleichwohl ist dieses Regelwerk – auch in der gegenwärtigen Form 
der IFRS für kleine und mittelgroße Unternehmen – aufgrund seiner Komplexität und der hohen 
jährlichen Änderungsrate für die Bilanzierenden mit erheblichen Unwägbarkeiten und Kosten ver-
bunden.
Der deutsche Gesetzgeber reagierte auf diese Situation mit Verabschiedung des Gesetzes zur Moder-
nisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz – BilMoG)1 und schlägt damit für 
die deutsche Rechnungslegung im Verhältnis zum bisherigen HGB und den IFRS einen Mittelweg 
ein. Ziel des BilMoG ist es nach dem Willen der Bundesregierung insoweit „... das bewährte HGB-
Bilanzrecht zu einer dauerhaften und im Verhältnis zu den internationalen Rechnungslegungsstan-
dards vollwertigen, aber kostengünstigeren und einfacheren Alternative weiter zu entwickeln, ohne 
die Eckpunkte des HGB-Bilanzrechts – die HGB-Bilanz bleibt Grundlage der Ausschüttungsbemes-
sung und der steuerlichen Gewinnermittlung – und das bisherige System der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung aufzugeben.“2

Erreicht werden soll dieses Ziel vor allem mit einer „... maßvollen Annäherung der handelsrecht-
lichen Rechnungslegungsvorschriften an die IFRS“ durch Beseitigung zuvor im HGB bestehender 
Ansatz-, Ausweis- und Bewertungswahlrechte und Aufhebung des Grundsatzes der umgekehrten 
Maßgeblichkeit. Dadurch sollen das Informationsniveau des handelsrechtlichen Jahresabschlusses 
angehoben und „... die Anforderungen des Kapitalmarkts an eine informationsorientierte Rech-
nungslegung berücksichtigt ...“ werden.3 

1 BGBl. 2009, Teil I Nr. 27, ausgegeben am 28. Mai 2009, S. 1102 – 1137. Auch abrufbar im Internet unter http://www. bgbl.
de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl.

2 Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechtsmoder-
nisierungsgesetz – BilMoG), BT-Drucks. 16/10067 vom 30. Juli 2008, S. 1, abrufbar im Internet unter http://dip21.bun-
destag.de/dip21/btd/16/100/1610067.pdf.

3 BT-Drucks. 16/10067, S. 33.
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Neben der Modernisierung des Bilanzrechts für den Jahresabschluss werden mit dem BilMoG auch 
Maßnahmen zur Modernisierung des Bilanzrechts für den Konzernabschluss und Maßnahmen zur 
Entlastung der rechnungslegungspflichtigen Unternehmen eingeführt sowie zwei Rechtsakte der EU – 
die so genannte Abänderungsrichtlinie4 und die so genannte Abschlussprüferrichtlinie5 – in natio-
nales Recht umgesetzt. 
Das BilMoG ist ein Artikelgesetz, mit dem – bezogen auf die Zahl der Änderungsnummern im Ge-
setz – rd. 200 Vorschriften in 29 Gesetzen und Verordnungen geändert werden.
Von diesen Änderungen sind diejenigen für die handelsrechtliche Rechnungslegung im Jahresab-
schluss und Lagebericht die bedeutsamsten. Zum einen aufgrund der hohen Zahl geänderter Vor-
schriften – angesichts dessen lässt sich das BilMoG ohne Übertreibung als tiefgreifendste Reform 
des Bilanzrechts seit dem Bilanzrichtliniengesetz 1985 bezeichnen – und zum anderen aufgrund der 
hohen Zahl der Adressaten dieser Änderungen. Betroffen davon sind alle Rechnung legenden Unter-
nehmen und ihre steuerlichen Berater, alle Abschlussprüfer und ihre Gehilfen sowie alle mit Rech-
nungslegung befassten Finanzanalysten, Investmentbanker, Kreditgeber, Studierende der Betriebs-
wirtschaftslehre und Auszubildende in wirtschafts- und steuerberatenden Berufen. Sie alle müssen 
die neuen Rechnungslegungsvorschriften im Jahresabschluss für ihre sachgerechte Anwendung ken-
nen und verstehen lernen. Dabei soll der vorliegende Kurzkommentar Hilfestellung geben. 
Zum Verständnis neuer Gesetzesvorschriften bildet deren Entstehungsgeschichte die wichtigste und 
unerlässliche Grundlage. Dokumentiert wird die Entstehungsgeschichte neuer Gesetzesvorschriften 
vor allem in den Gesetzesmaterialien. Dazu gehören die Gesetzesentwürfe mit ihren Begründungen 
(Referentenentwurf und Regierungsentwurf), Stellungnahmen des Bundesrates und der Bundestags-
ausschüsse, Plenarsitzungsprotokolle und europarechtliche Vorgaben, z. B. in Form von EU-Richt-
linien. Daneben geben häufig auch Stellungnahmen von Standardsettern und Verbänden wertvolle 
Hinweise, die nicht selten im Verlauf eines Gesetzgebungsverfahrens aufgegriffen werden und zur 
Änderung von Vorschriftenentwürfen führen. 
Unter maßgeblicher Berücksichtigung der wesentlichen Erkenntnisse aus allen diesen Gesetzesma-
terialien und Stellungnahmen sowie ergänzend ausgewerteter Schrifttumsbeiträge werden in den 
nachfolgenen Kapiteln (§§ 2 bis 5) alle durch das BilMoG neuen oder geänderten Vorschriften zur 
Rechnungslegung im Jahresabschluss und Lagebericht mit ihrem Wortlaut dargestellt und in ihrem 
jeweiligen Bedeutungszusammenhang kommentierend erläutert. Im Sinne der vorgenannten Zielset-
zung dieses Kurzkommentars werden die Vorschrifteninhalte dabei durch zahlreiche Abbildungen 
sowie Anwendungs-und Formulierungsbeispiele verdeutlicht. Dagegen wird auf wissenschaftliche 
Auseinandersetzungen und Bewertungen der Vorschrifteninhalte bewusst verzichtet. 
Kapitel 2 und Kapitel 3 bilden das Herzstück dieses Kurzkommentars. Darin werden die Rechnungs-
legungsvorschriften des HGB für alle Kaufleute (§§ 238 bis 263 HGB) sowie die ergänzenden Rech-
nungslegungsvorschriften des HGB für Kapitalgesellschaften (§§ 264 bis 289 a HGB) dargestellt und 
erläutert. In den Kapiteln 4 und 5 werden dazu ergänzend analog auch die geänderten Rechnungs-

4 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2006 zur Änderung der Richtlinien 
des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den 
konsolidierten Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und 
anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Versiche-
rungsunternehmen (Text von Bedeutung für den EWR), Amtsblatt Nr. L 224 vom 16/08/2006 S. 0001 – 0007, abrufbar im 
Internet unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32006L0046:DE:HTML.

5 Richtlinie 2006/43/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprüfungen von Jah-
resabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates (Text von Bedeutung für den EWR), Amtsblatt Nr. L 157 vom 
9.6.2006, S. 87 – 107, abrufbar im Internet unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri= OJ:L:2006:157
:0087:0107:DE:PDF. 
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legungsvorschriften für nach dem PublG bilanzierende Unternehmen, für Genossenschaften, für 
Kreditinstitute, für Versicherungsunternehmen und andere Wirtschaftszweige (Kapitel 4) sowie die 
für die Rechnungslegung im Jahresabschluss einschlägigen, geänderten Regelungen des EStG (Ka-
pitel 5) skizziert. 
Zu Beginn des Kurzkommentars führt Kapitel 1 in die Thematik ein. Darin werden die Leserinnen 
und Leser kurz mit dem Gang des Gesetzgebungsverfahrens beim BilMoG, mit dessen wesentlichen 
Inhalten sowie mit dessen zeitlichen und sachlichen Anwendungsregelungen im Überblick vertraut 
gemacht und erhalten grundlegende Hinweise zur Anwendung dieses Kurzkommentars. 
Das vorliegende Werk wäre ohne ein starkes Team im Hintergrund nicht realisierbar gewesen. Mei-
ne liebe Frau Dagmar und meine beiden kleinen Söhne hatten sehr viel Verständnis dafür, dass die 
Zeit für sie vor allem an den Wochenenden zumeist knapp bemessen war – und sie haben mich 
auch sonst in jeglicher Hinsicht geduldig unterstützt. Meine beiden studentischen Hilfskräfte Frau 
Hammer und Herr Hasni haben tatkräftig bei fachlich notwendigen Vorarbeiten und edv-technisch 
mitgewirkt. Ihnen allen bin zu großem Dank verpflichtet. Mein Dank gilt zudem Herrn Funk vom 
Gabler-Verlag für die freundliche Aufnahme und Publikation dieses Kurzkommentars, für die kri-
tische Manuskriptdurchsicht und die stets konstruktiv kollegiale Zusammenarbeit.
Das vorliegende Werk soll für die Anwenderinnen und Anwender nützlich sein. Verbliebene An-
wendungsunzulänglichkeiten, Irrtümer oder gar Fehler gehen allein zu meinen Lasten. Korrektur-
hinweise und Verbesserungsvorschläge hierzu jedweder Art sind mir herzlich willkommen. 

Eppstein, im Juli 2009      Prof. Dr. Holger Philipps
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